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Buchbesprechungen

Eines scheint – von Staffel zu Staffel, die das
TV-Format Big Brother (RTL 2) durchläuft –
zunehmend deutlicher zu werden: Die deut-
sche „Kulturnation“ wird durch Produktion,
Ausstrahlung und Rezeption dieser Show
nicht „um ihre moralische Identität ge-
bracht“ (vgl. Di Fabio, S. 41f., ihm folgend
Dörr, S. 82). Oder merken wir nur (noch)
nicht (oder schlimmer: nicht mehr), wie die
Unterhaltungsattacken der Massenmedien
das moralische Gerüst unseres Gemeinwe-
sens zersetzen und dieses – morsch und
wurmstichig geworden – allmählich in sich
zusammenfällt? Diese Frage nach den mora-
lischen Folgekosten der totalen Medien- und
Kommunikationsgesellschaft klingt auch in
den hier zu besprechenden vier Untersu-
chungen an, die sämtlich auf rundfunk-
rechtliche Gutachten zurückgehen, die im
Vorfeld der ersten Big Brother-Staffel erstat-
tet wurden. Die Moralfrage wird jedoch ganz
bewusst nicht erörtert. Das Augenmerk der
Autoren gilt vielmehr in ausdrücklicher Be-
schränkung nur den rechtlichen Grenzen,
die den Programmveranstaltern gezogen
sind, wenn sie mit solchen und ähnlichen
Formaten („Trash“-Talkshows, Spiel-/Psy-
choshows, Doku-/Real-Life-Soaps) ein vo-
yeuristisches Informations- und Unterhal-
tungsinteresse des Rundfunk-Publikums be-
friedigen, das gleichzeitig durch ihre Ange-
bote häufig erst geweckt oder wenigstens
gefördert wird (Gersdorf, S. 31f., 37; Dörr,
S. 5 f., 15; Frotscher, S.15, 66f.). Alle Forma-
te haben eines gemeinsam: Menschen stel-
len sich und ihr Privat- und Intimleben aus,
freiwillig (im Grundsatz jedenfalls), häufig
entgeltlich und wohl stets in der Hoffnung
auf öffentliche Beachtung und daran an-
knüpfenden beruflich-wirtschaftlichen Er-
folg. Die Blickrichtung der Untersuchungen
auf dieses Phänomen differiert geringfügig.
Di Fabio geht vom Gefährdungs- und Schutz-
objekt aus und fragt allgemein nach dem
„Schutz der Menschenwürde durch Allge-
meine Programmgrundsätze“, wie sie durch
den Rundfunkstaatsvertrag und die Landes-
rundfunk- und -mediengesetze aufgestellt
werden. Big Brother ist ihm nur eine beson-
dere Erscheinungsform der medientypi-
schen Gefährdungssituation (Di Fabio,
S. 59ff.). Gersdorf, Dörr und Frotscher argu-
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gigen Programmgrundsätze in Bezug ge-
nommene) Schranke der Programmgestal-
tung gerückt werden (mit Differenzierungen
aber Frotscher, S. 30ff.). Bevor allerdings die
Schranken der Programmgestaltung zur
Sprache kommen, sollte doch von der (zu be-
schränkenden) Rundfunkfreiheit die Rede
sein, die die Gutachten indessen eher beiläu-
fig in den Blick nehmen (ausführlich allein
Frotscher, S. 27ff.; knapp Gersdorf, S. 4–6;
noch knapper Di Fabio, S. 69; bei Dörr
kommt die Rundfunkfreiheit als eigenstän-
diger rechtlicher Gesichtspunkt nicht vor).
Hierzu ist festzuhalten: Produktion und Aus-
strahlung von Rundfunkprogrammen sind
durch das Grundrecht aus Art. 5 Abs.1 Satz
2 GG subjektivrechtlich vor allem in Gestalt
der Programmfreiheit als Freiheitsbetäti-
gung geschützt (Frotscher, S. 28). Für die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gilt
das allerdings nicht ohne weiteres (anders
offenkundig Frotscher, S. 28). Eine Grund-
rechtsträgerschaft kraft öffentlichen Rechts
erscheint als sinnwidrige Selbstermächti-
gung hoheitlicher Institutionen. Das BVerfG
hat es daher jahrelang strikt vermieden, von
einem allgemeinen grundrechtlichen An-
spruch auf Rundfunkberichterstattung zu
sprechen und stattdessen hervorgehoben,
dass die Rundfunkfreiheit – zunächst objek-
tiv-rechtlich – dem freien Meinungsbil-
dungsprozess dient. Es hat sie als „dienende
Freiheit“ gekennzeichnet. Eine Grund-
rechtsberechtigung der öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten könnte also allen-
falls funktional und in Abhängigkeit vom öf-
fentlichen Zweck der Gewährleistung freier
Meinungsbildung konstruiert werden. Denn
diese öffentliche Zwecksetzung, die noch
der detaillierteren Entfaltung durch den
Gesetzgeber bedarf, begründet, bestimmt
und begrenzt die Existenz der Rechtsper-
sönlichkeit der Rundfunkanstalten des
öffentlichen Rechts. Grundrechtsfähigkeit
kann diesen allein zuerkannt werden, soweit
es die Wahrung und Förderung des freien
Meinungsbildungsprozesses erfordert. Pri-
vate Rundfunkveranstalter – um die es hier
vornehmlich geht – stehen demgegenüber
von vornherein außerhalb solcher spezifisch
öffentlich-rechtlicher Begründungszusam-
menhänge und nehmen die Rundfunkfrei-
heit selbständig kraft ihrer in der gesell-
schaftlichen Sphäre angesiedelten und zu-

Das alles soll nun im Wesentlichen aus dem
verfassungsrechtlich positivierten Satz von
der Menschenwürde folgen (stärker diffe-
renzierend vor allem Frotscher, S. 30ff.). Ei-
ne beachtliche – wenn auch in sinnarmer
Zeit wenig erstaunliche – Karriere für eine
Verfassungsbestimmung, die nach dem er-
klärten Willen ihrer Urheber nichts weiter
darstellen sollte als eine „Präambel des
Grundrechtsteils“ (so das Mitglied des Par-
lamentarischen Rats v. Mangoldt, am
19.11.1948, in der 22. Sitzung des Ausschus-
ses für Grundsatzfragen), einen bloßen Vor-
spruch also, der nach Art des Wegweisers,
der ja auch nicht dorthin geht, wohin er
zeigt, zwar die Notwendigkeit subjektiver,
unmittelbar verbindlicher Grundrechte be-
gründet, ohne doch selbst vollziehbares
Recht zu setzen. Weil die Verfassungswirk-
lichkeit schon längst eine andere Entwick-
lung genommen und Art.1 Abs.1 GG zum
verbindlichen Rechtssatz aufgewertet hat,
wird dieser entstehungsgeschichtliche Hin-
tergrund von den Gutachten verständlicher-
weise nicht reflektiert. Dabei könnte er An-
lass geben zur reizvollen Kontrollüber-
legung, ob die juristische Beweisführung
auch ohne Rekurs auf den nach allgemeiner
Auffassung doch sehr unbestimmten Argu-
mentationstopos Menschenwürde stand-
hält. Darüber hinaus fragt sich allerdings, ob
nicht häufig die Einwände, die unter der
Flagge der Menschenwürde gegen hem-
mungslosen Freiheitsgebrauch erhoben wer-
den, wo sie sich nicht ohnehin auf andere
und eindeutige verfassungsrechtliche Grenz-
ziehungen stützen können, einem rechts-
staatlichen Ordnungsmodell tendenziell zu-
widerlaufen (dagegen dezidiert Di Fabio,
S. 41f.). Diese kritische Perspektive findet in
den Gutachten nur einen stark reduzierten
Niederschlag, in der erstaunten Feststellung
nämlich (bei Frotscher, S.13 in Fn.14), dass
anderswo (in den Niederlanden) die Big
Brother-Debatte gänzlich ohne jede (verfas-
sungs)rechtliche Überhöhung auskommt
und allein auf politisch-moralischer Ebene
geführt wird. 

In der Bundesrepublik beherrscht dem-
gegenüber die juristische Sicht die Diskussi-
on. Und ins Zentrum einer juristischen Be-
urteilung muss den Gutachten zufolge der
Verfassungs- und Rechtswert Menschenwür-
de als (rundfunkrechtlich über die einschlä-

mentieren dagegen vom „Fall“ her und kon-
zentrieren sich auf die medienrechtliche
Zulässigkeit des TV-Formats Big Brother, des-
sen – hier als bekannt vorauszusetzendes –
Konzept zunächst dargestellt (Gersdorf,
S. 2– 4; Dörr, S. 11–15, 87; Frotscher, S.10–
13) und dann rechtlich beurteilt wird (bei
Gersdorf wird auch die Internet-Präsentation
des Formats gewürdigt, ohne dass sich hier
Besonderheiten ergäben). 

Nach übereinstimmender Einschätzung
aller Autoren jedoch (Dörr dabei nicht nur
der Sache nach, sondern vielfach im Gedan-
kengang und in zahlreichen Formulierungen
übereinstimmend mit dem zeitlich vorange-
gangenen Gutachten von Di Fabio) folgt der
Maßstab der rechtlichen Beurteilung letzt-
lich aus dem Gedanken der Menschenwür-
de. Denn indem das Grundgesetz die Würde
des Menschen zum zentralen Bezugspunkt
der staatlichen Ordnung erklärt (Art.1
Abs.1 GG: „Die Würde des Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu schützen ist
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt“), an-
erkennt es die Subjektqualität des Men-
schen. Es erhebt also die menschliche Anla-
ge und Fähigkeit zur moralisch orientierten
Selbstbestimmung zu derjenigen Größe, die
das Gemeinschaftsleben durchweg beherr-
schen soll. Weil die Kandidaten der Big
Brother-Show zunächst einmal freiwillig
ihren Wohncontainer beziehen und freiwil-
lig ihr gemeinsames tägliches Sozialleben,
ihre Privat- und Intimsphäre der interessier-
ten Rundfunk-Öffentlichkeit präsentieren,
wird hier das Grundprinzip Selbstbestim-
mung zum Rechtsproblem. Hat der freiwilli-
ge Verzicht auf den verfassungsmäßig ga-
rantierten persönlichen Freiraum rechtliche
Grenzen, und wo wären diese zu verorten?
Auf diese Problemstellung reduziert sich im
Kern die Frage nach der rechtlichen Zuläs-
sigkeit des Sendeformats Big Brother. Am
Ende kommt Big Brother, um das Ergebnis
der Gutachten vorwegzunehmen, mit einem
blauen Auge davon: Zwar stößt auch der
Freiheitsverzicht, der autonome Bindungs-
wille, die einverständliche Selbstbeschrän-
kung und Offenlegung der Persönlichkeits-
sphäre an rechtliche Schranken. Diese wer-
den aber vom Programmformat Big Brother
noch (!) nicht überschritten (Di Fabio, S. 61;
Gersdorf, S. 28, 30; Dörr, S. 91f.; Frotscher,
S. 54, 56, 65). 
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mancher sämtliche Grundrechte beschränkt,
auch solche, die von der Verfassung bereits
mit einem speziellen geschriebenen Vorbe-
halt versehen sind (vgl. auch Di Fabio, S. 59,
69; unklar bleibt insoweit der Standpunkt
Gersdorfs, S. 6f., 11); schließlich der als ein-
ziger ausdrücklich geregelte Vorbehalt in
Art. 5 Abs. 2 GG, der als Schranken aller
Erscheinungsformen der Kommunikations-
freiheit die allgemeinen Gesetze, die Ju-
gendschutzbestimmungen und das Recht
der persönlichen Ehre nennt. Gegen die bei-
den ungeschriebenen Vorbehalte sprechen
grundsätzliche Einwände. Was zunächst den
Ausgestaltungsvorbehalt angeht, leuchtet
zwar ein, dass die Freiheit des Rundfunks
der öffentlich-rechtlichen Ausgestaltung
bedarf, solange sie sich öffentlich-rechtlich
konstituiert (nämlich in den Rundfunk-
anstalten des öffentlichen Rechts) – und das
war die ursprüngliche Perspektive des
BVerfGs. Dass aber private Freiheitsaus-
übung auf dem Gebiet des Rundfunks anders
als z.B. auf dem Gebiet der Errichtung und
des Betriebs gefährlicher Anlagen nicht als
im Grundsatz erlaubt angesehen wird, son-
dern umgekehrt erst der gesetzlichen Zulas-
sung und dann einer besonderen staatlichen
Fürsorge bedürfen soll, überzeugt nicht. Die
Botschaft des Art. 5 Abs. 1 und Abs. 2 GG ist
eine andere. Nach ihr ist jede staatliche Re-
gulierung ein rechtfertigungsbedürftiger
Eingriff, muß also der Schrankenklausel in
Art. 5 Abs. 2 GG genügen. Selbst wenn man
das anders sehen wollte, können aber kei-
nesfalls die allgemeinen, inhaltlich regeln-
den Programmgrundsätze (vgl. oben) als
bloße Ausgestaltung deklariert, und so den
besonderen Rechtfertigungsanforderungen,
die das Grundgesetz formuliert hat, ent-
zogen werden (ebenso Gersdorf, S. 6f.). Das
gilt, entgegen Frotscher (S. 31f., 59), auch
für das „Toleranzgebot“ des § 41 Abs. 1 Satz
2 RStV („Die Rundfunkprogramme haben
[…] die sittlichen, religiösen und weltan-
schaulichen Überzeugungen anderer zu ach-
ten“). Denn die privaten Rundfunkver-
anstalter trifft kein im Verhältnis zu anderen
privaten Teilnehmern des Meinungsbil-
dungsprozesses eigenes (gesteigertes?) To-
leranzgebot. Zu wie viel „Toleranz“ sie ver-
pflichtet sind bzw. verpflichtet werden kön-
nen, sagt eben gerade Art. 5 Abs. 2 GG (vgl.
den entspr. Verweis in § 41 Abs. 1 Satz 4

die Verfassung mit einer pauschalen Ver-
pflichtung des Bürgers auf die Verfassungs-
ordnung äußerst sparsam um (vgl. Art. 5
Abs. 3 Satz 2, Art. 9 Abs. 2, Art. 18, Art. 21
Abs. 2 GG) und betont stattdessen als Grund-
satz gerade umgekehrt die verfassungs-
mäßige Bindung der staatlichen Gewalt,
insb. bei Eingriffen in private Freiheit (Art.
1 Abs. 3 und 20 Abs. 3 GG). Da Art. 5 Abs. 1
Satz 2 GG nicht mit einem ausdrücklichen
Vorbehalt zugunsten der verfassungsmäßi-
gen Ordnung ausgestattet ist, bedarf es also
ohne Zweifel einer einschränkenden Ausle-
gung des Verfassungsmäßigkeitsgebots in
§ 41 Abs. 1 Satz 1 RStV, die diesen Grundsatz
auf Schranken zurückführt, die unmittelbar
von der Verfassung speziell oder jedenfalls
auch für die Rundfrunkfreiheit vorgesehen
sind (Frotscher, S. 35f.). § 2a RStV wörtlich
genommen („[A]lle Veranstalter bundesweit
verbreiteter Fernsehprogramme haben in
ihren Sendungen die Würde des Menschen
zu achten und zu schützen“), konkretisiert
danach keine solche von der Verfassung den
Rundfunkveranstaltern auferlegte Schran-
ke. Denn: Die Verpflichtung zum Schutz der
Menschenwürde kann nur treffen und trifft
auch nach dem eindeutigen Wortlaut des
Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG (vgl. oben) aus-
schließlich die staatliche Gewalt (zutreffend
gesehen von Frotscher, S. 24, 34f.; Di Fabio
unterscheidet dagegen insoweit nicht deut-
lich zwischen staatlichem, zum Schutz der
Menschenwürde verpflichtetem Handeln
und privater Freiheitsbetätigung, S. 15, 47;
auch Gersdorf, S. 8 und Dörr, S. 45 mit
Fn. 117 lassen die gebotene Differenzierung
vermissen). Allenfalls für das Achtungsgebot
könnte nach Sinn und Zweck der Bestim-
mung anderes gelten, so dass es grundsätz-
lich als Schranke der Rundfunkfreiheit in Be-
tracht kommt.

Welche Schranken sind aber gewisser-
maßen – von der Grundrechtsgewährleis-
tung her betrachtet – der Rundfrunkfreiheit
verfassungsmäßig zugeordnet? Drei Schran-
kentypen sind zu unterscheiden (Frotscher,
S. 31–34): Der ungeschriebene, vom BVerfG
aus dem institutionellen Charakter der
Rundfunkfreiheit abgeleitete „Ausgestal-
tungsvorbehalt“; der Vorbehalt der verfas-
sungsimmanenten Grundrechtsschranken
(also: Grundrechte Dritter und sonstige
Verfassungswerte), wie er nach Auffassung

nächst privatrechtlich verfassten und ausge-
stalteten Handlungsfähigkeit wahr. Das hat
mittlerweile (in einer Entscheidung vom
20.2.1998) auch das BVerfG anerkannt
(E 97, 298 [314]). Dann aber greift ohne
komplizierte Konstruktionen der Gedanke
des Art. 1 Abs. 3 GG, nach dem die staatliche
Gewalt nicht frei in der Definition und Ver-
folgung des Gemeinwohls, sondern an die
Grundrechte gebunden ist. Staatliche Ein-
griffe in die grundrechtlich garantierte Frei-
heit bedürfen demnach der Rechtfertigung.
Die sach- und bereichsspezifische Perspekti-
ve, wie sie da und dort im Medienrecht ihre
Berechtigung haben mag, sollte nicht den
Blick auf derart allgemeingültige rechtliche
Vorgaben verstellen: Auch hoheitliche Maß-
nahmen gegen Sendeformate wie Big
Brother sind Freiheitseingriffe und nur in-
nerhalb der Schranken gerechtfertigt, die
das Grundgesetz der Rundfunkfreiheit zieht.

Noch bevor darum – mit Frotscher
(S. 30ff.; kürzer Di Fabio, S. 69f., Gersdorf,
S. 6f.) – nach diesen Schranken gefragt wird,
die die Verfassung selbst um die Rundfunk-
freiheit errichtet und aus denen allein die
(gesetzlich geregelten) allgemeinen Pro-
grammgrundsätze ihre Rechtfertigung zie-
hen können, ist vorab eine bedenkliche
Grundtendenz der (für den privaten Rund-
funk) einschlägigen Regelungen des Rund-
funkstaatsvertrags (§§ 2a, 3 Abs. 1, 41 Abs.1
RStV in der Fassung des Vierten und – inso-
weit unverändert – Fünften Rundfunkände-
rungsstaatsvertrags) zu vermerken: An die
„verfassungsmäßige Ordnung“ (§ 41 Abs. 1
Satz 1 RStV: „Für die Rundfunkprogramme
gilt die verfassungsmäßige Ordnung“) kann
die durch Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG geschützte
Rundfunkprogrammgestaltung nicht bedin-
gungslos und jedenfalls nicht in dem ganz
umfassenden Sinne gebunden sein, in dem
man nach herrschender Auffassung die
Persönlichkeitsentfaltung als „allgemeine
Handlungsfreiheit“ gerade aufgrund ihrer
unspezifischen Weite beschränkt sieht
(Art. 2 Abs. 1 GG: „Jeder hat das Recht auf
die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, so-
weit er nicht die Rechte anderer verletzt und
nicht gegen die verfassungsmäßige Ord-
nung oder das Sittengesetz verstößt“; vgl.
Frotscher, S. 35). Denn eingedenk der beson-
deren Gefährdung und besonderen Schutz-
bedürftigkeit der speziellen Freiheiten geht
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Überzeugend differenziert zunächst Di Fabio
zwischen den Gefährdungs- und Schutzrich-
tungen der Menschenwürde (S. 35 – 42,
S. 90–94, teils abweichend Gersdorf, S. 12):
Zuallererst ist betroffen und bedarf daher
des Schutzes die Menschenwürde (also Sub-
jektstellung) derjenigen, die an einer Sen-
dung der fraglichen Art teilnehmen (Teil-
nehmerschutz; nur auf diesen bezieht sich
Frotscher, S. 49). Sodann können aber mög-
licherweise auch Zuhörer und Zuschauer in
ihrer Würde verletzt werden (Rezipienten-
schutz). Dieser Rezipientenschutz versteht
sich indessen – aus Gründen, die sogleich
noch darzulegen sind – richtig erst als Schutz
der öffentlichen, vom Grundgesetz aner-
kannten Wertordnung (Schutz der grundge-
setzlichen Wertordnung). Das Grundgesetz
gebietet an erster Stelle die Achtung der
menschlichen Würde jedes Einzelnen. Was
damit gemeint ist, lässt sich am besten an-
hand der in der Rspr. des BVerfG anerkann-
ten (letztlich von Immanuel Kant entlehn-
ten) so genannten Objektformel verdeutli-
chen: Nach dieser Formel, die ursprünglich
auf das Verhältnis Staat – Bürger zielt, darf
der Einzelne nicht zum bloßen Objekt oder
Mittel staatlichen Handelns gemacht wer-
den (vgl. Di Fabio, S. 20ff.; Gersdorf, S.11ff.;
Dörr, S. 33ff.; Frotscher, S. 46f.). Allerdings
bezeichnet die Formel, wie allgemein aner-
kannt ist, doch wieder nur eine „Richtung“
des Fragens und Prüfens, in der Menschen-
würdeverletzungen zu bestimmen sind
(nämlich: vom Verletzungsvorgang her). Die
Objektformel muss darum jeweils in An-
schauung des einzelnen Falles und d.h. im
Wege der Beispieltechnik weiter konkreti-
siert werden. Das gilt sozusagen erst recht,
wenn sie nicht gegenüber dem unmittelbar
grundrechtsgebundenen Staat, sondern –
wie hier – auf der Gleichordnungsebene zwi-
schen grundrechtsberechtigten Privaten An-
wendung finden soll, wo der Tatbestand der
Würdeverletzung aufgrund der Gleichbe-
rechtigung der Kontrahenten noch schwie-
riger zu präzisieren ist. Auch wenn sich 
Di Fabio um „konkretisierende Aussagen auf
einer mittleren Generalisierungsebene“ be-
müht (S. 49), erarbeiten am Ende doch
sämtliche Gutachten die möglichen verlet-
zungsrelevanten Umstände beispiels- und
fallbezogen (Frotscher, S. 49ff. nennt vier
Fallgruppen: Isolation; Voyeurismus; Gefah-

Abs. 1 und 2, 1004 BGB, §§ 185ff. StGB), er-
gänzend treten rundfunkrechtliche Gegen-
darstellungsansprüche hinzu. Schließlich
untersagt das Strafgesetz auch, Bevölke-
rungsteilen die Existenzberechtigung als
Glied der Rechtsgemeinschaft abzuspre-
chen, und es verbietet die menschenverach-
tende Gewaltverherrlichung (§§ 130, 131
StGB). Daraus resultierende Beschränkun-
gen der Rundfunkfreiheit dienen aber nicht
dem Schutz „der Menschenwürde“. Sie sol-
len konkrete Angriffe von gesetzlich be-
stimmten und begrenzten Einzelrechtsgü-
tern abwehren. Ein Verbot des Sendeformats
Big Brother als solches fände in diesen auf
Art. 5 Abs. 2 GG basierenden Schranken der
Rundfunkfreiheit keinen Rückhalt.

Hält man demgegenüber mit den Gut-
achten eine differenzierende Prüfung der
Programmgrundsätze anhand von Art. 5
Abs. 2 GG für überflüssig, weil die Verfas-
sung jeglicher Freiheitsbetätigung im Satz
von der Menschenwürde mit Art. 1 GG eine
allgemeingültige (immanente) Schranke
zieht (Di Fabio, S. 70; Frotscher, S. 33f., 37ff.,
in der Sache, jedoch ohne Auseinanderset-
zung mit dem dargelegten Schrankenpro-
blem auch Gersdorf, S. 11ff. und vor allem
Dörr, passim), ist gleichwohl eines unver-
rückbar festzuhalten: Soll der Gedanke der
Einheit der Verfassung nicht verabschiedet
werden, darf die Berufung auf die Men-
schenwürde unter keinen Umständen dazu
führen, dass am Ende die spezielle Schran-
kenregelung (hier: Art. 5 Abs. 2 GG) in ihrem
spezifisch freiheitsschützenden Gehalt über-
spielt wird (in diesem Sinne auch Frotscher,
S. 34). Im Übrigen wirft der Fall Big Brother
mit der Frage, ob dieses Format gegen Pro-
grammgrundsätze verstößt, die den Schutz
der Menschenwürde bezwecken und infol-
gedessen die Bestimmung des Art.1 Abs.1
GG konkretisieren sollen, bei näherem Hin-
sehen keine Probleme auf, die nicht schon
wissenschaftlich diskutiert und in der Recht-
sprechung in anderen Zusammenhängen
behandelt worden wären. Demgemäß sind
auch die Argumente, die in den Gutachten
für oder gegen eine Verletzung der Men-
schenwürde durch das TV-Format Big
Brother (und verwandte Talk- oder Spiel-
shows) angeführt und erörtert werden, nicht
wirklich neu. 

RStV). Auch der oben an zweiter Stelle ge-
nannte ungeschriebene Vorbehalt verfas-
sungsimmanenter Schranken (der den
Rückgriff auf die Menschenwürde erlaubt)
begegnet Bedenken. Denn es fragt sich, ob
für ungeschriebene verfassungsimmanente
Schranken überhaupt noch Raum bleibt,
wenn die Verfassung bereits eine ausdrück-
liche, detaillierte und gerade auf die Ge-
währleistung zugeschnittene Schrankenre-
gelung vorsieht. Dagegen spricht, dass der
Grundgesetzgeber erklärtermaßen ein Sys-
tem abgestimmter, spezieller Gewährleis-
tungen und zugehöriger Schranken (in Form
bestimmter Ermächtigungen an den Gesetz-
geber) schaffen wollte, das weithin über-
flüssig würde, sollten die Verfassungsbe-
stimmungen einander immer schon gegen-
seitig begrenzen. 

Demgemäß hätte es also insgesamt und
abschließend sein Bewenden mit den aus-
drücklichen Schranken des Art. 5 Abs. 2 GG.
Allerdings ist Frotscher zuzugeben (vgl.
S. 32f.), dass dann nicht alles was die Pro-
grammgrundsätze verlangen oder was man
in sie hineinlesen könnte, verfassungsrecht-
lich Bestand hat. Denn Meinungen und ihre
medienspezifische Äußerung und Verbrei-
tung dürfen nur durch allgemeine Gesetze
(also „meinungsneutral“) beschränkt, nicht
aber gezielt verboten werden, es sei denn,
der gezielte Eingriff dient dem Jugend- oder
Ehrenschutz. Diese Zurückhaltung hat der
Verfassungsgeber ganz bewusst geübt, weil
im freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat
die „Wahrheit“ nicht obrigkeitlich vorgege-
ben ist, sich vielmehr im ergebnisoffenen
und nie abgeschlossenen Prozess des Aus-
tauschs und geistigen Widerstreits der Mei-
nungen bildet. Solange daher das Bestreben
lediglich dahin geht, dem anderen etwas
mitzuteilen und vor allem ihn durch die
Kraft des Arguments zu überzeugen, soll der
Staat nicht regulierend oder verbietend ein-
schreiten. Das bedeutet keineswegs völlige
Anarchie (was auch Di Fabio, S. 64, 69f. 78,
80 einräumt). Gerade die Belange, die ge-
meinhin mit dem Menschenwürdegedanken
verbunden werden, finden durchaus ihre
Berücksichtigung (verkannt etwa von Dörr,
S. 83, 84): Gegen jugendgefährdende Sen-
dungen kann gezielt vorgegangen werden,
die persönliche Ehre ist zivil- und strafrecht-
lich vor Herabwürdigung geschützt (§§ 823
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spruch leugnet (vgl. Di Fabio, S. 25 unter Be-
zugnahme auf die Rspr. des BVerfG).

Verschiedene der in den Gutachten dar-
gelegten Erwägungen tragen zur Auflösung
des geschilderten Konflikts zwischen der
Selbstbestimmung und den sie begrenzen-
den sozialethischen Wertvorstellungen von
vornherein nichts bei. So spielt für die Frage
der Zulässigkeit des Freiheitsverzichts bzw.
umgekehrt des Schutzes vor sich selbst –
erstens – keine Rolle, ob die Menschenwür-
de ein subjektives Grundrecht statuiert oder
lediglich ein Prinzip des objektiven Verfas-
sungsrechts (anders sehen das vor allem
Dörr, S. 23ff., 25 und Frotscher, S. 38ff.; vgl.
auch Di Fabio, S. 18, 47). Was überhaupt mit
dem Satz von der Menschenwürde rechtlich
zu begründen ist, kann aus dem objektiv-
rechtlichen Prinzip hergeleitet werden, das
eine in freiwilligen Bindungen sich entfal-
tende Selbstbestimmung ebenso wie ihre
Wesensgrenzen fundiert. Auch bei Frotscher
bleibt, entgegen seiner erklärten Ausgangs-
position, die Annahme der Grundrechtsqua-
lität letztlich folgenlos (vgl. S. 44). Vielmehr
wird klar: Es geht um die Einwilligungsfrei-
heit (aus Art. 2 Abs. 1 GG) und ihre objektiv-
rechtlichen Grenzen, die sich aus dem obers-
ten Rechtswert und Prinzip Menschenwürde
erschließen sollen (Frotscher, S. 41, 58).
Ebenso wenig vermag – zweitens – der Ver-
weis auf die objektiv-rechtliche staatliche
Verpflichtung zum Schutz der Menschen-
würde in Art. 1 Abs. 1 Satz 2 GG (Frotscher,
S. 44f., 64) die Kluft zwischen subjektiv-
beliebiger Selbstbestimmung und objektiv-
rechtlicher Wesensschranke zu überbrücken.
Denn die Existenz einer ganz allgemein for-
mulierten Schutzverpflichtung sagt als sol-
che noch gar nichts aus über die Art und Wei-
se, wie der Staat dieser Verpflichtung nach-
kommen soll (Eingriff, Leistung, sonstige
Vorkehrungen?). Zu einem Freiheitseingriff
jedenfalls ermächtigt die Schutzpflicht nur
in dem Ausmaß, in dem der Eingriffsadres-
sat seinerseits durch das Achtungsgebot der
Menschenwürde verpflichtet wird – was ge-
rade nicht eindeutig ist. In dieser Situation
hilft es schließlich – drittens – nicht weiter,
das verfassungsrechtsdogmatische Prinzip
der „praktischen Konkordanz“ zu aktivieren
(so aber M. D. Cole/Dörr, S. 64f., S. 90). Die-
ser (von Konrad Hesse geprägte) Begriff be-
schreibt das In-Beziehung- und Ins-Verhält-

weil die fraglichen Sendungen Geistesinhal-
te transportieren und Werthaltungen propa-
gieren mögen, die gerade darin anstößig er-
scheinen, dass sie das Prinzip der freien
menschlichen Selbstbestimmung (das durch
Einwilligung der Teilnehmer und Rezipien-
ten gewahrt ist) durch ihre Botschaft ad ab-
surdum führen. Der Gedanke der Men-
schenwürde scheint dann in Konflikt mit sich
selbst zu geraten: In der Menschenwürde an-
erkennt das Grundgesetz einerseits mit der
Subjektqualität des Menschen seine Frei-
heit, selbstbestimmte Bindungen einzuge-
hen, ohne nach deren gutem Zweck zu fra-
gen. Gleichzeitig geht die Menschenwürde
als Rechtsprinzip nach allgemeiner Auffas-
sung nicht (rein formal) in der zufälligen
Selbstbestimmung des Einzelnen auf. Ihr
Schutzzweck wird nicht weniger von dem
ihr zugrunde liegenden Bild des Menschen
bestimmt, das diesen als ein sittlich orien-
tiertes Wesen zeigt (daher auch die Schran-
ke des Sittengesetzes in Art. 2 Abs. 1 GG).
Und dieses Menschenbild kann mit seinem
Leitbild wohl verstandener Freiheit einer
subjektiv gewollten (beliebigen) Entfaltung
des Freiheitsträgers durchaus entgegenste-
hen – wenn auch nur ausnahmsweise (Di
Fabio, S. 31). In der Rechtswissenschaft wer-
den solche Grenzen des Freiheitsverzichts
auch unter dem Terminus „Schutz vor sich
selbst“ erörtert. Die Bezeichnung ist unge-
nau, weil es letztlich nicht um den Schutz des
konkreten Einzelnen (des Teilnehmers oder
Rezipienten), sondern des Menschenbilds
als solchem, anders formuliert: um den
Schutz unverzichtbarer sozialethischer Wert-
vorstellungen geht (vgl. Di Fabio, S. 39, 41f.,
61 ihm auch hier folgend Dörr, S. 80, 82, 84;
Frotscher, S. 60f.; ungenau Gersdorf, S.12f.,
der insofern vom Schutz der Menschenwür-
de des einzelnen [!] vor seinem eigenen Ver-
halten spricht, in der Sache aber den Schutz
eines Menschenbilds meint, S.18f.). In der
Konsequenz reicht für einen Verstoß gegen
die Menschenwürde mit der Folge rund-
funkrechtlicher Unzulässigkeit bereits aus,
dass eine Fernsehsendung eine menschen-
verachtende Haltung darstellt, ohne sich er-
kennbar von ihr zu distanzieren, wenn da-
durch beim unkritischen Zuschauer eine Ein-
stellung erzeugt oder verstärkt wird, die den
mit der Würde des Menschen verbundenen
fundamentalen Wert- und Achtungsan-

ren für Leib, Leben und Psyche; Menschen-
versuch; vgl. auch Di Fabio, S. 38: „fallweise
zu bestimmende Intensität“ der Integritäts-
beeinträchtigung) und vor allem im Ver-
gleich mit bereits gerichtlich entschiedenen
Fällen. Das liegt daran, dass jeder abstrakte
Präzisierungsversuch zu Verzeichnungen
neigt und unbefriedigend bleiben muss. Das
belegt beispielhaft gerade Di Fabios Annähe-
rung an den normativen Gehalt des Men-
schenwürdesatzes, die eine mittlere Genera-
lisierungsebene anvisiert: Danach ist eine
Menschenwürdeverletzung (durch den
Staat, aber auch zwischen Privaten, etwa
durch rücksichtslose Kommerzialisierung)
dann anzunehmen (S. 31, 51), wenn der Ein-
zelne (z.B. der Teilnehmer einer Fernseh-
Show) nicht nur einer überlegenen (auch
privaten) Macht ausgeliefert ist, sondern
darüber hinaus noch in seinem Achtungsan-
spruch fundamental verletzt, nämlich ge-
genüber der Außenwelt herabgesetzt, er-
niedrigt, verächtlich gemacht wird. Indessen
sind an der Treffsicherheit dieser Bestim-
mung Zweifel angebracht. Ist der Einzelne
einem (wenn auch mächtigen) Akteur nicht
hilflos ausgeliefert, stehen ihm schließlich
Mittel zur Abwehr der Herabsetzung zur Ver-
fügung. Ist er dagegen hilflos fremdem Han-
deln und Bestimmen ausgesetzt, so liegt –
wie bei der Folter – schon darin die Herab-
würdigung, ohne dass noch eine weitere
„publikumswirksame“ Erniedrigung hinzu-
treten müsste.

Letztlich kommt es aber auf diese Diffe-
renzierungen nicht entscheidend an: Die Re-
de vom „bloßen Objekt“ geht nämlich ins
Leere, wenn und solange der Mensch als Ob-
jekt fremden Verhaltens, das er ja immer
auch ist, nach gehöriger Aufklärung in diese
Objektstellung bewusst einwilligt und eben
darin sich seine Subjektqualität bestätigt
(vgl. Di Fabio, S. 31). Genau dies trifft aber
wie allgemein für die Teilnehmer von Talk-
und Spielshows auch für die Kandidaten des
Big Brother-Projekts zu, die sich nicht nur
freiwillig zur Teilnahme entschließen, son-
dern jederzeit wieder aussteigen dürfen. Es
gilt ebenso (was in den Gutachten nicht be-
tont wird) für die Rezipienten, die in keiner
Weise gezwungen sind, die Ausstrahlung der
Show zur Kenntnis zu nehmen, sondern dar-
über anhand eines Knopfdrucks frei ent-
scheiden. Dennoch bleibt ein Problemrest,
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Es geht vielmehr um den Schutz vor sonst
kaum zu kontrollierenden Missbrauchs-
möglichkeiten, wie sie mit einem ausge-
dehnten, kommerziell organisierten Organ-
handel zwangsläufig einhergingen. Worauf
kommt es dann an, wenn nicht (allein) auf
die Kommerzialisierung? Sexualität ist im
Big Brother-Format nicht das zentrale The-
ma. Ohnehin entscheidet sich aber an der
Darstellung von Sexualität – ungeachtet et-
wa gebotenen Jugendschutzes – nicht maß-
geblich, ob ein Programmformat gegen die
Menschenwürde verstößt. So hat das
BVerwG in seiner viel diskutierten und auch
in den Gutachten ausführlich gewürdigten
Peepshow-Entscheidung (Di Fabio, S. 32f.,
45; Gersdorf, S. 30, 36, Dörr, S. 55ff., 80f.;
Frotscher, S. 53) die „normale“ Striptease-
show, bei der es doch auch um Sexualität
geht, insoweit für unbedenklich gehalten,
Peepshows aber trotz der Einwilligung aller
aktiv darstellend wie passiv rezipierend be-
teiligten Personen für menschenwürde-
widrig erklärt. Eine wichtige Rolle spielt also
offenkundig der die Akteure in besonderer
Weise verdinglichende „Automateneffekt“
(vgl. Gersdorf, S. 30), weil er eine lebendige
Kommunikation ausschließt. Von einem sol-
chen Effekt könnte man ähnlich auch bei
Rundfunkübertragungen sprechen (zu kurz
Frotscher, S. 53, wenn er auf die Kommuni-
kationsmöglichkeiten unter den Teilnehmern
abhebt). Nur: Zum einen lassen Rundfunk-
übertragungen typischerweise die Kommu-
nikation zwischen Akteuren und Rezipien-
ten vermissen (zu der auch die Abstimmung
der Zuschauer über den Verbleib der Kandi-
daten in der Show nicht gerechnet werden
sollte). Zum anderen haben Verwaltungsge-
richte Verstöße gegen grundlegende sozial-
ethische Wertvorstellungen und damit die
Menschenwürde auch dann konstatiert,
wenn es am spezifischen „Automateneffekt“
fehlte. So für das Quasar-Spiel, in dem
Kampfszenen simuliert werden und Tö-
tungserfolge das Ziel sind (Di Fabio, S. 39f.,
ihm folgend Dörr, S. 76f.), vor allem aber für
den so genannten Zwergen-Weitwurf, bei
dem kleinwüchsige Menschen sich dem Pu-
blikum gewissermaßen als Sportgeräte zur
Verfügung stellen (Di Fabio, S. 46; ihm fol-
gend Dörr, S. 81; ebenso Gersdorf, S.19). Ge-
rade im letzteren Fall besteht ohne Zweifel
eine zwar besonders geartete, jedoch kei-

Dabei zeigt sich zunächst, dass der – nur aus-
nahmsweise zulässige – „Schutz vor sich
selbst“ im eigentlichen Sinne erst dort ein-
setzt, wo auch von individueller Verant-
wortlichkeit die Rede sein kann. Dass zwar
die Rechtsfähigkeit mit der Geburt beginnt
(§ 1 BGB), die Geschäftsfähigkeit in vollem
Umfang aber erst mit der Volljährigkeit zu-
gesprochen wird (§§ 104ff. BGB), bedeutet
keine Verletzung der Menschenwürde, weil
die aktuelle Fähigkeit zu selbstbestimmtem
Handeln fehlt und dies die gesteigerte Für-
sorge rechtfertigt. Aus dem gleichen Motiv
erlauben die Polizeigesetze der Länder
zwangsweise Schutzmaßnahmen zugunsten
von Personen, die sich „in einem die freie
Willensbestimmung ausschließenden Zu-
stand“ befinden. Sind dagegen – wie z.B. im
Fall von Big Brother – die Voraussetzungen
freier Willensbestimmung sämtlich gege-
ben, wozu auch eine umfassende Aufklärung
der Teilnehmer über das Programmvorha-
ben gehört (Gersdorf, S. 3, 27; Dörr, S. 87),
ist staatliches Einschreiten nur im Ausnah-
mefall angezeigt (vgl. oben), soweit nämlich
eine sozialethisch unvertretbare „Ent-
menschlichung“ (funktionalisierende Ver-
dinglichung und Instrumentalisierung) der
Teilnehmer zu beobachten ist, die dann nicht
mehr Selbst-Zweck wären, sondern als
„bloße“ Objekte vorgeführt würden (vgl. Di
Fabio, S. 27f.: „verletzende Instrumenta-
lität“). Worin könnte ein solcher Vorgang zu
sehen sein? Dass bestimmte Handlungen,
auch freiwillig eingegangene Verbindlich-
keiten, „kommerzialisiert“ werden (Di Fabio,
S. 30ff.; Gersdorf, S. 27; Frotscher, S. 50),
kann für sich allein offenkundig nicht aus-
reichen, um den Menschenwürdeverstoß ei-
nes im Übrigen unbedenklichen Verhaltens
zu begründen. Sonst wäre nicht nur die ge-
samte Privatautonomie des Bürgerlichen
Rechts latent menschenwürde-widrig, es
dürften auch sportliche Wettkämpfe oder
künstlerische Darbietungen nicht professio-
nell (entgeltlich) organisiert und im Rund-
funk übertragen werden. Das gesetzliche
Verbot von (freiwilligen) Organspenden un-
ter Lebenden außerhalb verwandtschaftli-
cher Beziehungen richtet sich darum nicht
schlechthin gegen die Entgeltlichkeit und
wurde bei genauerer Betrachtung auch nicht
mit diesem Argument vom BVerfG gerecht-
fertigt (ungenau Di Fabio, S. 31; Dörr, S. 81).

nis-Setzen widerstreitender verfassungs-
rechtlich geschützter Interessen, das jede
Seite (hier: das objektiv beschränkende Prin-
zip Menschenwürde einerseits und die freie
Selbstbestimmung andererseits) zu dem ihr
gebührenden Recht kommen lassen soll. Er
beschreibt mit anderen Worten das, was das
BVerfG sonst auch die Abwägung im Einzel-
fall nennt. Abwägungsfähig soll aber nach
der Rspr. des BVerfGs das höchste Rechtsgut
Menschenwürde gerade nicht sein (so auch
Dörr, S. 36, 44; vgl. Frotscher, S. 33, Fn. 97).
Hier mehr noch als sonst bezeichnet also das
Gebot der Herstellung praktischer Konkor-
danz lediglich das Problem, nicht seine Lö-
sung.

Die Frage nach den (Wesens-)Grenzen
freier Selbstbestimmung muss nach allem
durch Auslegung des objektiven Prinzips der
Menschenwürde beantwortet werden, so-
weit dieses nicht nur die individuelle Belie-
bigkeit (Selbstbestimmung), sondern nach
herrschender Auffassung zugleich ein be-
stimmtes Menschenbild schützt, von dem
das Grundgesetz in Art. 1 GG ausgeht. Das
Gebot der Achtung menschlicher Würde
wird demgemäß i.S. grundlegender sozial-
ethischer Wertvorstellungen interpretiert
und konkretisiert (vgl. oben), wie umge-
kehrt die Gebote der Sittlichkeit, soweit sie
überhaupt rechtlich eine Rolle spielen sollen
(Sittengesetz; gute Sitten), im Einklang mit
dem Grundgesetz und insb. Art. 1 GG zu ent-
wickeln sind (vgl. Di Fabio, S. 39, 41f., 61;
Frotscher, S. 60f.). Folgt man dieser Auffas-
sung, sind dadurch zugleich immanente
(Wesens-)Schranken der grundrechtlich ge-
schützten Freiheit, damit auch des Freiheits-
verzichts (durch freie Einwilligung in Bin-
dungen) bestimmt. Denn die Menschenwür-
de wird allgemein als Wurzel aller Grund-
rechte verstanden, die umgekehrt das
Prinzip Menschenwürde lediglich konkreti-
sieren (Di Fabio, S.18). Was der Menschen-
würde und der von ihr geforderten Achtung
vor dem Bild des Menschen widerspricht,
wird daher auch durch selbstbestimmte Ein-
willigung von Grundrechtsträgern nicht le-
gitimiert. Eine Annäherung an die Kriterien
der Würdeverletzung (durch Freiheitsver-
zicht), die in den Gutachten stark fallbezo-
gen und anhand von Beispielen entwickelt
werden, darf diese Grundlage nicht aus dem
Blick verlieren.
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ne, das bedeutet: die es auf seinem histo-
risch-kulturellen Entwicklungsstand mit Le-
ben zu erfüllen in der Lage ist. So betrachtet,
vermag selbst eine hehre Verfassungnorm
wie Art. 1 GG die „Kulturnation“ nicht vor
dem Absturz in die Geistlosigkeit zu bewah-
ren (vgl. aber Di Fabio, S. 41f.; Dörr, S. 82).
Vielmehr bekommt innerhalb der mit Rück-
sicht auf die Bedeutung der Rundfunkfrei-
heit sparsam zu ziehenden Rechtsgrenzen
das Volk auch die Fernsehunterhaltung, die
es verdient. 

Prof. Dr. Christoph Enders, Leipzig

wickelten und der rechtlichen Beurteilung
zugrunde gelegten Maßstäbe wirklich ernst,
müssten sie konsequenterweise einen Ver-
stoß gegen die Menschenwürde bejahen.

Soviel zur Menschenwürde und den von
ihr fundierten und aus ihr fließenden „sozial-
ethischen Wertvorstellungen“. Die rechtliche
Lösung ist in einer anderen Richtung zu
suchen und zu finden. Im Rekurs auf die
Menschenwürde müssen, wie dargelegt, die
speziellen Freiheitsgewährleistungen und
ihre ausdrücklichen Schrankenklauseln
(hier Art. 5 Abs. 1 Satz 2, Art. 5 Abs. 2 GG)
respektiert werden. Die Menschenwürde
muss in ihrer freiheitsbeschränkenden Wir-
kung in die Einheit der Verfassung eingebet-
tet bleiben und darf nicht dazu missbraucht
werden, diejenigen Entscheidungen zu kon-
terkarieren, die vom Verfassungsgeber ganz
bewusst und ausdrücklich zugunsten der in-
dividuellen Freiheit, also gerade im Namen
der Subjektqualität getroffen wurden. Aus
dieser Perspektive erweist sich: Das Sitten-
gesetz, das zusammenfassend nichts ande-
res bezeichnet als die grundlegenden sozial-
ethischen Wertvorstellungen, ist von der
Verfassung der freien Persönlichkeitsent-
faltung als Schranke zugeordnet (in Art. 2
Abs.1 GG). Freiheit der Meinungsäußerung
und Rundfunkfreiheit stehen nicht unter
seinem Regime. Zwar spielen Maßstäbe der
Sittlichkeit zweifelsohne eine Rolle, wenn es
um den Schutz der persönlichen Ehre oder
der Jugend (vgl. Di Fabio, S. 40, 44, 56, 92;
Dörr, S. 77f.) geht. Aber dann hat der Ge-
setzgeber spezielle und entsprechend ein-
deutige Regelungen zu treffen, wozu ihn
Art. 5 Abs. 2 GG ausdrücklich ermächtigt.
Verbote aus allgemeinen Gründen der Sitt-
lichkeit sind dagegen in jedem Fall unzuläs-
sig. Denn das Sittengesetz ist nicht per se ein
„allgemeines Gesetz“. Es richtet sich offen-
kundig auch gegen rein geistige Inhalte: ge-
gen unschickliche Gedanken, ihre Äußerung
und Verbreitung, gegen anstößiges, wenn
auch unschädliches Verhalten. Derlei darf in-
dessen, wie dargelegt, nach der besonderen
Regelung des Art. 5 Abs. 2 GG gezielt allein
zum Zweck des Jugend- und Ehrenschutzes
verboten werden. Deshalb und nur deshalb
scheidet aus verfassungsrechtlichen Grün-
den ein Verbot des Formats Big Brother aus.

G.W. F. Hegel hat einmal geäußert, ein je-
des Volk habe die Verfassung, die es verdie-

neswegs automatisierte zwischenmenschli-
che Beziehung. Nach allem leuchtet am
ehesten ein, den würderelevanten Schwer-
punkt des Vorgangs im Falle von Big Brother
und verwandten Veranstaltungen im Voyeu-
rismus zu sehen (Frotscher, S. 51f.; vgl. Gers-
dorf, S. 23ff., 28, 36; Dörr, S. 85f.), der nicht
nur dem Publikum ermöglicht, sondern ge-
zielt gefördert wird, weil und sofern hier die
wenigen noch verbliebenen Schranken zwi-
schen privater und öffentlicher Sphäre (vgl.
Di Fabio, S. 11, 23, 61) niedergerissen und
die Teilnehmer dem Publikum als bloße Ob-
jekte präsentiert werden. Denn dadurch
werden Hemmschwellen abgebaut (vgl. Di
Fabio, S. 39f., 44, 61; Dörr, S. 63f., 85), der
Respekt vor der Persönlichkeitssphäre ande-
rer wird untergraben, zunächst virtuell, aber
doch mit mutmaßlicher Folgewirkung für
Grundhaltungen im täglichen, wirklichen
Leben.

Gerade dieser entscheidende Aspekt
kommt in den Gutachten zu kurz, die nun
plötzlich überraschend auf den Umstand ab-
heben, dass die Mitspieler doch zugestimmt
hätten und insgesamt als freie und selbstbe-
stimmte Wesen dargestellt und wahrgenom-
men würden (vor allem Dörr, S. 86; Frot-
scher, S. 50, 53, 58f.; auch Gersdorf, S. 36f.).
Das überzeugt nicht, solange man mit den
Gutachten in der Menschenwürde nicht nur
das freie Belieben des Individuums, sondern
auch (beschränkend) unverzichtbare sozial-
ethische Wertvorstellungen geschützt sieht
und deshalb annimmt, dass schon eine Ver-
stärkung sittlich inakzeptabler Werthaltun-
gen beim Publikum einen Würdeverstoß
begründet. Es ist wahr: Obszönitäten oder
menschenverachtende Gewalt stehen nicht
zur Debatte (vgl. Dörr, S. 79f., 85f.). Aber in-
zwischen wissen wir, dass zwar von den Kan-
didaten manch einer Karriere macht (etwa
als Schlagerstar). Andere dagegen sind, in
den wirklichen Alltag zurückgekehrt, nach-
dem die Schranke der Privatsphäre einmal
gefallen ist, ungehemmten, unflätigen Be-
schimpfungen ausgesetzt. Und vieles spricht
dafür, dass solche Art der Kommunikation
durch Sendungen wie Big Brother als Stil des
zwischenmenschlichen Umgangs kultiviert
wird. Es wird mit anderen Worten „Ent-
menschlichung“ (im oben definierten Sinne)
als Werthaltung gesellschaftsfähig gemacht.
Nähmen die Gutachten die von ihnen ent-
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